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Die Omikron-Welle hat die
Schweiz voll erfasst. Gesternmel-
dete das Bundesamt fürGesund-
heit (BAG) 20’742 neue Fälle, die
höchste je an einem Tag gemel-
dete Fallzahl seit Beginn derPan-
demie. Die effektive Zahl dürfte
noch wesentlich höher sein, und
die am Montag für die vier Tage
über Neujahr gemeldeten rund
60’000 Fälle vermitteln wohl ein
unvollständiges Bild. Denn der
hohe Anteil an positiven Tests
(Positivitätsrate) deute auf eine
hohe Dunkelziffer hin, sagte Pa-
trick Mathys vom BAG.

Die Kinder als die noch amwe-
nigsten geimpfte Bevölkerungs-
gruppe würden stark von der
Omikron-Welle betroffen, sagte

Alain Di Gallo,Direktor derKlinik
fürKinderund Jugendliche an der
Uniklinik Basel und Mitglied der
Corona-Taskforce.Mit demEnde
der Weihnachtsferien rückten
nun Massnahmen zur Eindäm-
mung der Ansteckungen in den
Vordergrund, so Di Gallo. Als
oberstes Ziel gelte nach wie vor,
die Schulen offen zu halten.

Allerdings müsse die Weiter-
verbreitung des Virus in den
Schulen so gut wie möglich ver-
hindert werden. Als zentrale
Massnahme nannte Di Gallo re-
gelmässige Tests. Alle Schulkin-
der sollten mindestens einmal
proWoche,besser aber zwei- oder
dreimal getestet werden. Zudem
müssten CO2-Messungen einge-

setztwerden, umdie Qualität der
Raumluft zu ermitteln und die
Ansteckung durch Aerosole zu
verhindern. Regelmässiges Lüf-
ten sei hier entscheidend. Kinder
mit Symptomen wie Fieber und
starkemHusten sollten zuHause
bleiben. Da jedoch die längere
Schulabsenz einzelnerKinder für
diese und deren Umfeld belas-
tend seien, empfiehlt Di Gallo ei-
nen breiteren Zugang zu PCR-
Tests auch für Kinder, wenn im-
mer möglich Speicheltests.

Deutliche Zunahme der
Hospitalisierungen erwartet
Zurzeit sind in der Schweiz noch
weniger als die Hälfte der unter
16-Jährigen geimpft. Bei den 12-

bis 15-Jährigen beträgt derAnteil
vollständig Geimpfter rund
40 Prozent. Die Impfung der 5-
bis 11-Jährigen läuft erst in diesen
Tagen an. Die Impfung von Kin-
dern und Jugendlichen sollte in
erster Linie aufgrund des indivi-
duellen Nutzens für das Kind er-
folgen, sagte Di Gallo. ImVorder-
grund stünden Kinder mit chro-
nischen Krankheiten oder solche,
die Kontakt zu stark gefährdeten
Personen hätten. Für das Impfen
gesunder Kinder spreche jedoch,
dass längere Schulunterbrüche
und Krankheitskomplikationen
wie Long Covid oder das Pädiat-
rische Inflammatorische Multi-
systemische Syndrom (Pims) ver-
hindert werden könnten.

Vorerst schlägt sich die hoheAn-
steckungszahl bei den Erwachse-
nen zumindest noch nicht auf die
Hospitalisierungen nieder. Die
Spitaleinweisungen sind seit ei-
nigenTagen sogar leicht rückläu-
fig, auch die Belegung der Inten-
sivstationen hat sich auf einem
Niveau von etwa 300 bis 320 Pa-
tientinnen und Patienten stabili-
siert. Allerdings erwartet Mathys
wegen der sehrhohen Fallzahlen
in den zwei Wochen eine deutli-
che Zunahme der Hospitalisie-
rungen, auch wenn Omikron ein
geringeres Risiko für schwere
Verläufe mit sich bringt.

Die Experten empfehlen zur
Verlangsamung der Omikron-
Verbreitung, die Kontakte mög-

lichst auf den eigenen Haushalt
zu reduzieren. SamiaHurst,Vize-
präsidentin derTaskforce,warn-
te, dass es ohne Kontaktein-
schränkungen zu «kritischenPer-
sonalausfällen» komme. Dies
betreffe vor allem das Gesund-
heitssystem. Auch die Testkapa-
zitäten könnten bald einmal er-
schöpft sein. Laut der neusten
epidemiologischen Lagebeurtei-
lung der Taskforce droht bei
gleich bleibenderKontakthäufig-
keit eine noch raschere Verbrei-
tung derOmikron-Variante. Zur-
zeit steigen laut Taskforce die
Fallzahlen um rund 45 Prozent
proWoche.

Markus Brotschi

Die Kleinen trifft die Omikron-Welle heftig
Erstmals über 20’000 Corona-Fälle Weil viele Kinder noch nicht geimpft sind, tragen sie zurzeit das grösste Ansteckungsrisiko.

Hans Brandt

HerrMinder,was erwarten Sie
von dieserOmikron-Welle der
Pandemie?Wiewird die Lage
bis zu den Sportferien sein?
Es werden mehrere Lehrperso-
nen gleichzeitig ausfallen. Dann
müssen andere Personen gefun-
den werden, die einspringen
können, um die Schülerinnen
und Schüler zu betreuen. Im
Extremfall muss man wieder
auf Fernunterricht umstellen.
Das gilt auch,wennviele Klassen
nach einem Reihentest in Qua-
rantäne oder Isolation gehen
müssen.

Sprechen Sie von Schul-
schliessungen? Immerhin
gibt es ja schon Schulen,
in denen sehrviele Klassen
positive Tests hatten.
Ob es eine ganze Schule wäre,
entscheiden Kantonsärzte und
-ärztinnen. Die grösste Schwie-
rigkeit ist, wenn man Schüler in
Präsenz unterrichten und gleich-
zeitig Fernunterricht abhalten
muss. Das ist eine sehr grosse
Herausforderung für Lehrperso-
nen. Man muss sich dann über-
legen, ob man nicht alle Schüler
daheim lässt. Dasmussmanmit
den Gesundheitsbehörden be-
sprechen, das kannmannicht als
Schulleiter allein entscheiden.

Wäre die Lage einfacher,
wenn es einheitliche Regeln
für die ganze Schweiz gäbe?
Ja, daswäre gut.Wir befürworten
ein Massnahmenkonstrukt mit
Eskalationsstufen, das für die
ganze Schweiz geltenwürde.Wo
man je nach Schweregrad ent-
sprechende Massnahmen trifft.
Aber davon sind wir weit ent-
fernt. Jeder Kanton hat seine
eigenen Regeln.

Es kommt immerwieder vor,
dass Eltern heftig protestieren,
sogarmit Klagen drohen.Wie
sollte man damit umgehen?
Auch deshalb wäre es wichtig,
wenn nationale Regeln mit Es-
kalationsstufen definiert wür-
den. Das hätte eine grössere Ak-
zeptanz in der Bevölkerung.
Rechtliche Schritte an sich kann

man nicht verhindern. Es gibt El-
tern, die die Regeln für zu lasch
halten, andere sprechen von zu
starken Regeln.Wir werden von
beiden Seiten angegriffen. Das
macht den Alltag nicht wirklich
einfacher.

Waswurde falsch gemacht
in den Schulen, dass es zu
dieser Lage kam?
Eswäre falsch, irgendwelcheFeh-
ler suchen zu wollen. Grund-

sätzlich haben die kantonalen
Bildungsdirektionen viel unter-
nommen, um in den Schulen ge-
eignete Schutzmassnahmen zu
etablieren, leider wurden diese
nicht unter den Kantonen abge-
sprochen.Darunter leidet dieAk-
zeptanzundGlaubwürdigkeitvon
Massnahmen.Dass die Fallzahlen
nunsohochgehen,hatmeinesEr-
achtensvorallemmitderBeschaf-
fenheit desVirus zu tun, aber da-
für bin ich nicht der Experte.

Was halten Sie vomVorschlag,
Schulen insgesamt eine Zeit
lang zu schliessen?
Dass einzelne Klassen dichtge-
macht werden müssen, haben
wir schon das ganze Jahr gehabt.
Wirwaren darauf vorbereitet, die

Lehrpersonen haben die Szena-
rien durchgespielt. Aber es ist
doch klar, dass die Qualität von
Fernunterricht gar nicht die glei-
che sein kann wie Unterricht in
Präsenz. Wir Menschen stehen
in Beziehungen zueinander, der
Mensch ist ein analoges Wesen.
Und jetzt gibt es Diskussionen,
dass man generell die Schulen
schliessen sollte. Auf der ande-
ren Seite finden immer noch
Massenveranstaltungen mit bis
zu 10’000 Leuten statt. Das fin-
de ich sehr speziell.

Siemeinen also, dass
Schulenwichtiger sind
als Fussballspiele?
Ich verstehe, dass auch Fussball-
clubswirtschaftlicheNöte haben.

Ich bin selber ein bekennender
Fussballfan. Aber wir müssen
Prioritäten abwägen. Wenn es
nur darum ginge, die Schulen
zweiWochen zu schliessen,wür-
denwir das sichermachen.Aber
auch da hängt eine ganze Kette
dran: Elternmüssen ihre Kinder
daheim betreuen und fehlen
dann als Arbeitnehmer.

Wie geht es den Kindern
in dieser Situation?
Kinder, die schonDefizite haben,
leiden noch zusätzlich. Kinder,
die allgemein verunsichert sind
und Angst haben, haben zu-
sätzlich Angst gehabt. Wo es
Schwierigkeiten gab,wurden die
Schwierigkeiten noch verstärkt.
Beim Grossteil der Kinder glau-

be ich aber, dass sie gut damit
umgehen können,wennmal eine
Woche in Fernunterricht statt-
findet.

Undwie geht es Ihnen,
den Schulleitern?
In dieser Phase sind die Schul-
leitungen besonders gefordert,
weil sie ständig Stellvertretun-
gen suchen müssen. Dabei ha-
ben viele schon seit Herbst an
ihrer Belastungsgrenze gearbei-
tet, haben zum Teil wochenlang
durchgearbeitet. Da sollten die
Schulbehörden überlegen, was
sie zur Entlastung der Mitarbei-
ter tun können. Etwa Hilfe bei
derOrganisation von Stellvertre-
tungen oder bei anderen admi-
nistrativen Aufgaben.

«ImExtremfall mussmanwieder
auf Fernunterricht umstellen»
Omikron an Schulen Die neue Virusvariante trifft die Bildungsstätten erneut besonders hart. Thomas Minder, oberster Schulleiter
der Schweiz, fordert landesweit einheitliche Regeln und zusätzliche Unterstützung für Schulleitungen.

Masken, Tests, im Ernstfall Quarantäne und Fernunterricht – die Pandemie hat den Alltag für Schülerinnen und Schüler, aber auch für Lehrpersonen stark beeinträchtigt. Foto: Keystone

Thomas Minder
Präsident des
Vereins der
Schulleiterinnen
und Schulleiter
der Schweiz
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Gegner der AHV-Reform Ein Bünd-
nis gegen «AHV 21» hat gestern
das Referendum gegen die Re-
formderAltersvorsorge eröffnet.
Mit der geplanten Rentenalters-
erhöhung solle zulasten der
Frauen gespart werden, argu-
mentiert das Bündnis gemäss ei-
nerMitteilung.Es geheum10 Mil-
liarden Franken,die so eingespart
werden sollen. Dies bedeute für
die Frauen eine Rentenkürzung
von jährlich rund 1200 Franken.
Statt dasVersprechen existenzsi-
chernder AHV-Renten endlich
einzulösen, versuche das Parla-
ment ein weiteres Mal, die AHV
zu schwächen, argumentiert das
Bündnis weiter. Daher sei klar,
«AHV 21» sei erst derAnfang:Ar-
beitgeberund bürgerliche Partei-
en setzten «auf weitere Angriffe
auf das Herzstück der sozialen
Sicherheit in diesem Land».

Die Befürworter einerRenten-
alterserhöhung – nicht nur für
Frauen – argumentieren damit,
dass sich die Bevölkerungsstruk-
tur zunehmend so verändere,
dass immer weniger Beitrag-
zahlende für immer mehr Ren-
tenbezügerinnen und -bezüger
aufkommen müssten. (sda)

Linkes Bündnis
eröffnet
das Referendum

Abstimmung vom 13. Februar DieAb-
schaffung der Stempelsteuer sei
kein Geschenk an die Grosskon-
zerne – die Abgabe treffe bis zu
90 Prozent kleine und mittlere
Firmen, hielt das Ja-Komitee ges-
tern fest. Die Emissionsabgabe
vermindere das Eigenkapital der
Firmen und belaste sie dann am
stärksten, wenn dieWirtschaft in
einerRezession stecke, sagte SVP-
Nationalrat Lars Guggisberg (BE)
vordenMedien. «SolcheAbgaben
sind volkswirtschaftlich absurd.»
Firmen sollten Steuern zahlen,
wenn sie Gewinnemachten,nicht
wenn sie in der Krise steckten.

VomUnsinnigsten,was sich ein
Staat ausdenken könne, sprach
auch Fabio Regazzi. Der Tessiner
Mitte-Nationalrat, Co-Präsident
des Komitees «Ja zur Änderung
des Stempelabgabengesetzes»
und Präsident des Schweizeri-
schenGewerbeverbandes bezeich-
nete die Stempelabgaben als
«Sondersteuer auf Eigenkapital
und Investitionen».DieseAbgabe
treffe gerade Firmen im Aufbau,
die in der zweiten oder dritten
Finanzierungsrunde die Frei-
grenze von einerMillion Franken
überschritten. (sda)

Ein Plädoyer
für die Abschaffung
der Stempelsteuer

Jacqueline Büchi

Seit fast zwei Jahren befindet
sich die Schweiz im pandemi-
schen Ausnahmezustand. Viel
wurde spekuliert: Welchen Ein-
fluss haben die aussergewöhn-
lichen Umstände auf die Ent-
scheidungen des Stimmvolks?
Die erste Wahlumfrage von Ta-
media und «20 Minuten» mit
knapp 20’000 Teilnehmenden
verrät einiges über den Form-
stand derParteien, dieAkzeptanz
der Regierungsmitglieder und
die Sorgen der Bevölkerung.

1 Gewinner und Verlierer
Corona hin oder her: Erdrutsch-
artige Verschiebungen sind im
Schweizer Politsystem nicht zu
erwarten. FDP, Mitte und SP er-
zielen in der Umfrage sehr ähn-
licheWähleranteilewie 2019, die
Verschiebungen bewegen sich im
statistischen Fehlerbereich.

Daneben zeichnen sich zwei
klare Gewinner und eine Verlie-
rerin ab.Wäre im Dezember ge-
wählt worden, hätten die Grün-
liberalen am meisten zugelegt.
Mit einem Plus von 2,4 Prozent-
punkten kommen sie laut Um-
frage neu auf 10,2 ProzentWäh-
leranteil und knacken damit
erstmals die 10-Prozent-Marke.

Wachsen kann auch die SVP,
sie kommt auf 27 Prozent. Die-
ser Wähleranteil liegt zwar
tiefer als während der Hochblü-
te der Partei im Jahr 2015, aber
1,4 Prozentpunkte höher als noch
2019. Viele Personen, die neu
die SVP wählen wollen, geben
an, ihre bisherige Partei vertrete
nicht mehr ihre Einstellungen
oder die Problemlage habe sich
geändert.

Die Grünen können nicht an
ihren historischen Wahlerfolg
von 2019 anknüpfen und verlie-
ren 1,5 Prozentpunkte. Politologe
FabioWasserfallen, der die Um-
frage zusammenmit Lucas Lee-
mann durchgeführt hat, relati-
viert jedoch: «Die Grünen haben
bei den vergangenenWahlen ex-
tremviel gewonnen.Wenn ihnen
eine Stabilisierung bei knapp
12 Prozent gelingt, ist das aus
historischer Perspektive immer
noch bemerkenswert.»

Das Publikum, das die beiden
Aufsteigerinnen SVP und GLP
ansprechen, könnte derweil un-
terschiedlicher nicht sein. Die
Wahrscheinlichkeit, grünliberal
zu wählen, nimmt mit steigen-
demEinkommen und Bildungs-
abschluss zu – bei der SVP ver-
hält es sich genau umgekehrt.
Sie erzielt bei Personen, die nur
die obligatorische Schule abge-
schlossen haben, die höchsten
Zustimmungswerte.

Auffällig ist laut Politologe Fa-
bioWasserfallen auch: «Die SVP
konnte imVergleich zu früheren
Wahlen und Umfragen beson-
ders in der jungenWählerschaft
zulegen, während die GLP ten-
denziell in den älteren Alters-
gruppen Boden gutgemacht hat
und nun über alle Jahrgänge
ähnlich abschneidet.»

2 Wie das Volk
den Bundesrat sieht
Noch kaum je standen die Bun-
desräte so stark im öffentlichen
Fokus wie während der Pande-
mie. Die Auswertung der Wahl-
umfrage zeigt nun: Zwei Drittel
der Befragten sind zufrieden

oder eher zufrieden mit der
Arbeit des Gesamtbundesrats.
Dieser Wert ist sogar deutlich
höher als vor denWahlen 2019.

Die Zufriedenheit ist dabei
über alle Parteien hoch – mit
Ausnahme der SVP-Basis, die
dem Bundesrat ein geradezu
vernichtendes Zeugnis ausstellt.
«Das deckt sich mit unseren
Erfahrungen mit den Covid-
Abstimmungen», sagt Fabio
Wasserfallen. Eine stabile Mehr-
heit stütze den bundesrätlichen
Kurs in der Pandemie, während
der Rest lautstarke Kritik daran
äussere.

Dies widerspiegelt sich auch
in der Benotung der einzelnen
Bundesratsmitglieder. Gesund-
heitsminister Alain Berset (SP)
steht zuoberst auf dem Podest,
er bekommt aus fast allen poli-
tischen Lagern Spitzennoten.
Nur für dieWählerinnen der SVP
scheint er eine regelrechte Reiz-
figur zu sein, sie verpassen ihm
die miserable Note 2,7.

Hinter Berset liegen Viola Am-
herd (Die Mitte), Guy Parmelin
(SVP) und Karin Keller-Sutter
(FDP). Parmelin scheint sein Prä-
sidialjahr gutgetan zu haben –
schnitt er in ähnlichenUmfragen
in der Vergangenheit doch je-
weils schlecht ab. Bitter jedoch
für denWaadtländer: Von seiner
eigenen Partei erhält er nur auf-
gerundet eine genügende Note
(3,96),Ueli Maurer ist in der SVP-
Basis deutlich beliebter.

Über alle Befragten gesehen
sind hingegen Ueli Maurer (SVP)
und Ignazio Cassis (FDP) die bei-
den Bundesräte, deren Leistung
als ungenügend taxiertwird. Bei
einer Volkswahl des Bundesrats
würde den beiden die Wieder-
wahl verweigert,wie dieAntwort
auf eine weitere Frage zeigt.

3 Hat die Zauberformel
ausgedient?
Seit dem Wahlsieg von Grünen
und GLP 2019 fordern die bei-
den Parteien, mal expliziter und

mal verklausulierter, ihren Platz
im Bundesrat ein. Gemäss der
aktuellenWahlumfrage kommen
die beiden Öko-Parteien zu-
sammen auf einenWähleranteil
von fast 22 Prozent – und sind
damit gemeinsam deutlich stär-
ker als die SP (16,2 Prozent) und
die FDP (15,4 Prozent), die der-
zeit jeweils zwei Sitze im Bun-
desrat halten. Sogar einzeln
kommen sie derMitte (13,3 Pro-
zent) gefährlich nah.

Die Umfrageteilnehmer wur-
den danach gefragt, welchen
Mechanismus sie sich künftig für
die Zusammensetzung des Bun-
desratswünschenwürden.Wäh-
rend 31 Prozent an der bisheri-
gen Zauberformel festhalten
wollen, sind 46 Prozent derMei-
nung, dass die politischen Par-
teien oder zumindest die politi-
schen Lager künftig besser nach
ihrer proportionalen Stärke ab-
gebildet werden sollten.

«Es sindverhältnismässig vie-
le, die eine Veränderung wollen.

Bei der Frage nach der konkre-
ten Umsetzung zersplittern die
Antworten jedoch stark», sagt
Wasserfallen.Auffällig: EineMit-
te-links- oderMitte-rechts-Koa-
lition,wie es sie in anderen Län-
dern gibt und in welcher nicht
mehr alle grossen Parteien ver-
tretenwären, kommt schlecht an
– selbst bei den pointiert linken
und rechtenWählern.

Noch am beliebtesten ist die
Idee, dass die FDP einen Sitz an
die Grünen abgeben soll. Einen
GLP-Bundesrat wünschen sich
hingegen nur wenige. Auch an-
dere Gedankenspiele – beispiels-
weise, dass die Grünen einen Sitz
auf Kosten der SP oder derMitte
erhalten – finden derzeit wenig
Anklang. Eine Aufstockung des
Bundesrats auf neun Personen,
wie sie zuletzt wieder diskutiert
wurde und den Spielraum in
der Zusammensetzung erhöhen
würde, wird ebenfalls nur von
einer Minderheit unterstützt.

4 Grössere Sorgen als Corona
Welches Thema brennt der
SchweizerBevölkerung ammeis-
ten unter den Nägeln? Ist es die
nicht endenwollende Pandemie?
Oder das sich erwärmende Kli-
ma? Zweimal falsch: Über alle
Befragten gesehen, beschäftigt
das Thema Altersreform am
meisten, gefolgt von den Ge-
sundheitskosten.

«Auch hier zeigt sich wieder,
wie extrem unterschiedlich die
Problemwahrnehmung je nach
Bevölkerungsgruppe ist», sagt
Wasserfallen. Denn für dieWäh-
lerinnen der SP, der Grünen und
derGLP ist der Klimawandel das
dringendste Problem– in derBa-
sis von SVP und FDP taucht er
nicht einmal in den Top 5 auf.
Umgekehrt bereitet die Migra-
tion fast nur noch den SVP-Wäh-
lern Sorgen, bei den anderen
Parteien taucht das Thema nicht
in den oberen Rängen auf.

Grünliberale legen erneut zu
Tamedia-Wahlumfrage Zum Start ins Jahr zeigt unsere Erhebung, wie hoch die Parteien in der Gunst
der Wählerschaft stehen – und welche Bundesräte sich bei einer Volkswahl warm anziehenmüssten.

Die GLP knackt laut Umfrage erstmals die 10-Prozent-Marke: Die Zürcher Parteigrössen Jörg Mäder, Nicola Forster und Corina Gredig (von links)
feiern ihren Wahlsieg im Oktober 2019 im Zürcher Club Hive. Foto: Boris Müller
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Andere

nach Parteisympathie Corona-Skeptiker Alle sechs Mit-
glieder des Vorstandes der
Freunde der Verfassung treten
zurück. Eine offene Aussprache
habe gezeigt, dass in denvergan-
genen Monaten das gegenseiti-
geVertrauen derart gelitten habe,
dass die Arbeit des Vorstandes
blockiert sei, hiess es gestern in
einer auf der Website der Grup-
pierung aufgeschalteten Mittei-
lung. Neuwahlen sollen frühes-
tens Ende Februar erfolgen. Die
Freunde der Verfassung waren
unter anderem an den zwei
Referenden gegen das revidier-
te Covid-19-Gesetz beteiligt. (sda)

Sechs Rücktritte
bei den Freunden
der Verfassung


